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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1989 Ausgegeben am 3. März 1989 46. Stück

1 1 2 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes samt Notenwechsel
(NR: GP XVII RV 595 AB 802 S. 87. BR: AB 3629 S. 510.)

1 1 3 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
über die Durchführung eines gemeinsamen österreichisch-sowjetischen Raumfluges
(NR: GP XVII RV 856 AB 862 S. 92. BR: AB 3646 S. 511.)

112.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Notenwechsel wird genehmigt.

V E R T R A G
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER TSCHECHOSLOWA-
KISCHEN SOZIALISTISCHEN REPU-
BLIK ÜBER DIE ZUSAMMENARBEIT
AUF DEM GEBIET DES UMWELT-

SCHUTZES

Die Republik Österreich und die Tschechoslo-
wakische Sozialistische Republik (im folgenden
Vertragsparteien genannt),

im Wunsche, die Zusammenarbeit zwischen den
beiden Staaten auf dem Gebiet des Umweltschutzes
zu fördern,

entschlossen, entsprechend den Zielen und
Grundsätzen, wie sie in den Resolutionen der im
Jahre 1972 in Stockholm abgehaltenen Konferenz
der Vereinten Nationen über die menschliche
Umwelt festgehalten sind, und im Einklang mit den
multilateralen für beide Vertragsparteien verbindli-
chen Vereinbarungen aus dem Bereich des
Umweltschutzes für den bestmöglichen Schutz der
Umwelt in den beiden Staaten zu sorgen,

sind übereingekommen, den folgenden Vertrag
zu schließen:

Artikel 1

Die Vertragsparteien werden die Zusammenar-
beit auf dem Gebiet des Umweltschutzes fördern
und ihre Bestrebungen auf die Lösung der beide
Seiten interessierenden und von ihnen als vorrangig
bezeichneten Fragen konzentrieren.

Artikel 2

1. Im Vordergrund der Zusammenarbeit stehen
Fragen der Luftreinhaltung, der Forschungen auf
dem Gebiet der Wald- und anderer Ökosysteme
sowie der hygienischen Aspekte der Umwelt.
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2. Die Zusammenarbeit erfolgt in folgenden For-
men:

a) Austausch von Erfahrungen auf den Gebieten
der Planung und Organisation des Umwelt-
schutzes und der Umweltgestaltung sowie der
einschlägigen angewandten Forschung;

b) Austausch von Informationen über grenznahe
Anlagen, die geeignet sind, im Gebiet der
anderen Vertragspartei zu einem wesentli-
chen Ansteigen der Umweltbelastung zu füh-
ren;

c) Austausch von Experten und anderen auf
dem Gebiet des Umweltschutzes tätigen Per-
sonen zum Zwecke der gegenseitigen Infor-
mation und Weiterbildung;

d) Austausch von in einer der beiden Vertrags-
parteien erscheinenden wissenschaftlichen
Veröffentlichungen, Fachzeitschriften, Geset-
zestexten sowie sonstigen für den Umwelt-
schutz maßgebenden Vorschriften und Richt-
linien;

e) Teilnahme an den von einer der beiden Seiten
durchgeführten fachwissenschaftlichen Ver-
anstaltungen.

3. a) Die Vertragsparteien werden einander
unverzüglich über das Bestehen einer die
Umwelt des anderen Vertragsstaates
bedrohenden Situation und über die zur
Abwehr dieser Gefahr bereits getroffenen
Maßnahmen informieren und die zur
Abwehr dieser Gefahr allenfalls erforderli-
chen weiteren Maßnahmen gemeinsam
beraten.

b) Im Falle einer plötzlich auftretenden
Gefahr wird die unter Art. 2 Abs. 3 lit. a
vereinbarte Information und Beratung in
direktem Weg durch die zur Abwehr die-
ser Gefahr zuständigen Behörden der Ver-
tragsparteien erfolgen.

4. Die Vertragsparteien werden ihre auf dem
Gebiet des Umweltschutzes tätigen Institutionen
zur Zusammenarbeit und zu gegenseitigen Einla-
dungen ermutigen und diese fördern.

Artikel 3

Im Falle der Entsendung von Experten und
anderen auf dem Gebiet des Umweltschutzes täti-
gen Personen trägt die entsendende Seite die Reise-
kosten. Die empfangende Seite trägt die Aufent-
haltskosten einschließlich der Kosten für die mit
dem Zweck des Aufenthaltes verbundenen Reisen
innerhalb des Gastlandes.

Artikel 4

Zur Durchführung dieses Vertrages werden
abwechselnd in einer der Vertragsparteien durch
die zuständigen Behörden Arbeitspläne mit einer
Geltungsdauer von jeweils drei Jahren vereinbart.
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In diesen Arbeitsplänen sind unter Bedachtnahme
auf die Grundsätze der Ausgewogenheit, der Rezi-
prozität und des gegenseitigen Nutzens auch
nähere Vereinbarungen über den Austausch von
Experten, wie über Umfang, Aufenthaltsdauer und
Bedingungen — insbesondere finanzieller Art —
der Aufnahme im Gastland zu treffen.

Artikel 5

Die Vertragsparteien bemühen sich, in ihren
gegenseitigen Beziehungen im Rahmen dieses Ver-
trages die weitere Entwicklung des Völkerrechts im
Bereich des Umweltschutzes in Betracht zu ziehen.

Artikel 6

Dieser Vertrag wird für die Dauer von fünf Jah-
ren abgeschlossen. Seine Gültigkeit verlängert sich
jeweils um weitere fünf Jahre, sofern nicht eine der
Vertragsparteien diesen Vertrag spätestens sechs
Monate vor Ablauf dieser Frist schriftlich auf diplo-
matischem Weg kündigt.

Artikel 7

Dieser Vertrag unterliegt der Genehmigung nach
den Verfassungsvorschriften beider Vertragspar-
teien und tritt am ersten Tag des dritten Monats
nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die Ver-
tragsparteien einander auf diplomatischem Wege
mitgeteilt haben, daß die entsprechenden inner-
staatlichen Voraussetzungen für dessen Inkrafttre-
ten erfüllt sind.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch-
tigten der beiden Vertragsparteien diesen Vertrag
unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Prag, am 17. Juli 1987 in
zwei Urschriften in deutscher und tschechischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:
Mock

Für die Tschechoslowakische Sozialistische
Republik:

Obzina
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Sehr geehrter Herr Vizeministerpräsident!

Ich beehre mich, das anläßlich der heutigen
Unterzeichnung des Vertrages zwischen der Repu-
blik Österreich und der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik über die Zusammenarbeit
auf dem Gebiet des Umweltschutzes darüber
erzielte Einvernehmen zu bestätigen, daß durch
diesen Vertrag keine anderen zwischen den beiden
Staaten bestehenden, insbesondere sich auf die Pro-
blematik des Umweltschutzes beziehenden Ver-
träge berührt werden.

Ich darf Sie bitten, das erzielte Einverständnis zu
bestätigen.

Genehmigen Sie, Herr Vizeministerpräsident,
den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochach-
tung.

Prag, am 17. Juli 1987

Mock

Herrn
Jaromir O b z i n a
Vizeministerpräsident
der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik

(Übersetzung)

Sehr geehrter Herr Vizekanzler!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom 17. Juli 1987 folgenden Wortlautes zu bestäti-
gen:

„Ich beehre mich, das anläßlich der heutigen
Unterzeichnung des Vertrages zwischen der Tsche-
choslowakischen Sozialistischen Republik und der
Republik Österreich über die Zusammenarbeit auf
dem Gebiet des Umweltschutzes darüber erzielte
Einvernehmen zu bestätigen, daß durch diesen Ver-
trag keine anderen zwischen den beiden Staaten
bestehenden, insbesondere sich auf die Problematik
des Umweltschutzes beziehenden Verträge berührt
werden.

Ich darf Sie bitten, das erzielte Einverständnis zu
bestätigen."

Ich darf hiermit mein Einverständnis mit dem
Inhalt ihres Schreibens zum Ausdruck bringen.

Genehmigen Sie, Herr Vizekanzler, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Prag, am 17. Juli 1987

Obzina

Herrn
Vizekanzler Dr. Alois Mock
Bundesminister für auswärtige
Angelegenheiten der Republik Österreich

Die Mitteilungen gemäß Art. 7 des Vertrages erfolgten am 13. November 1987 bzw. 1. Februar 1989;
der Vertrag tritt daher gemäß seinem Art. 7 mit 1. Mai 1989 in Kraft.

Vranitzky
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113.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER UNION DER SOZIA-
LISTISCHEN SOWJETREPUBLIKEN
ÜBER DIE DURCHFÜHRUNG EINES
GEMEINSAMEN ÖSTERREICHISCH-

SOWJETISCHEN RAUMFLUGES

Die Republik Österreich und die Union der
Sozialistischen Sowjetrepubliken

IN DEM BESTREBEN, die Zusammenarbeit
der beiden Länder auf dem Gebiet der Erforschung
und Nutzung des Weltraumes für friedliche
Zwecke fortzusetzen und zu vertiefen,

EINGEDENK des Vertrages vom 27. Jänner
1967 über die Grundsätze, die die Tätigkeiten der
Staaten bei der Erforschung und Nutzung des
Weltraumes einschließlich des Mondes und anderer
Himmelskörper regeln,*)

IN DER ERWÄGUNG, daß die Republik
Österreich die Einladung der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken, sich an einem Flug in der
Raumstation „Mir" mit einem Kosmonauten und
wissenschaftlichen Experimenten zu beteiligen,
angenommen hat,

UNTER BEZUGNAHME auf das Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der Union
der Sozialistischen Sowjetrepubliken über kultu-
relle und wissenschaftliche Zusammenarbeit vom
22. März 1968 **) und das Übereinkommen zwi-
schen der Österreichischen Bundesregierung und
der Regierung der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken über kulturelle und wissenschaft-
liche Zusammenarbeit für die Jahre 1987 bis
1990,***)

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
ermöglicht einem österreichischen Kosmonauten
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Abkom-
mens, an einem Raumflug mit einer Gesamtdauer
von acht Tagen teilzunehmen und an Bord der
Raumstation „Mir" wissenschaftliche Experimente
durchzuführen. Die Experimente werden soweit
wie möglich gemeinsam ausgeführt.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 103/1968
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 319/1969

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 429/1987
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Artikel 2

Zur Verwirklichung des in Artikel 1 angeführten
Zieles wird die Union der Sozialistischen Sowjetre-
publiken die nachstehend angeführten Leistungen
erbringen:

a) Mithilfe bei der Auswahl der Kosmonauten-
kandidaten,

b) Vorbereitung und Ausbildung der von den
Vertragsparteien ausgewählten Kosmonau-
tenkandidaten,

c) Start, Flug und Rückkehr des Kosmonauten
und alle damit zusammenhängenden Maß-
nahmen, die in dem gemäß Artikel 5 abzu-
schließenden Vertrag vorgesehen sind,

d) Ermöglichung der Durchführung der wissen-
schaftlichen Experimente unter Mithilfe der
sowjetischen Kosmonauten in der Raumsta-
tion,

e) Übermittlung der Resultate der Experimente.

Artikel 3

Die Republik Österreich wird für die Erbringung
der in Artikel 2 angeführten Leistungen einen
Betrag in der Höhe von öS 85 Millionen bezahlen.

Artikel 4

Die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
wird im Rahmen ihres Beschaffungsprogramms
bemüht sein, österreichische Hochtechnologie, ein-
schließlich Weltraumtechnologie, zur Kompensa-
tion der in Artikel 3 vorgesehenen Verpflichtungen
der Republik Österreich, nach Möglichkeit in
einem zeitlichen Zusammenhang mit der Erfüllung
dieser Verpflichtungen, zu erwerben, und wird zur
Definition der österreichischen Liefermöglichkeiten
eine diesbezügliche Bedarfsliste an die Republik
Österreich übermitteln. Die Durchführung der
Bestimmungen dieses Artikels wird in gesonderten
Verträgen geregelt.

Artikel 5

(1) Die Durchführung der in den Artikeln 1 bis 3
vorgesehenen Verpflichtungen der Vertragspar-
teien wird in einem gesonderten Vertrag geregelt.

(2) Zu diesem Zweck werden von den Vertrags-
parteien die folgenden Stellen beauftragt:

a) von der Republik Österreich: der Bundesmi-
nister für Wissenschaft und Forschung der
Republik Österreich;

b) von der Union der Sozialistischen Sowjetre-
publiken : Glawkosmos der UdSSR, Moskau.

Artikel 6

Jede Vertragspartei wird den beauftragten Stel-
len und den von diesen namhaft gemachten Perso-
nen, die in ihrem Auftrag im Gebiet der anderen



46. Stück — Ausgegeben am 3. März 1989 — Nr. 113 1181

Vertragspartei tätig sind, die größtmögliche Unter-
stützung gewähren. Insbesondere wird diesen Per-
sonen nach Maßgabe der innerstaatlichen Vor-
schriften die Einreise und der für die Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderliche Aufenthalt gewährt
werden.

Artikel 7

Wissenschaftliche Erkenntnisse und Informatio-
nen, die durch die Durchführung der Experimente
gewonnen werden, werden beiden Vertragsparteien
zugänglich sein und werden sobald wie möglich
übermittelt werden.

Artikel 8

Das Rechtsverhältnis zwischen den beauftragten
Stellen bestimmt sich ausschließlich nach den zwi-
schen ihnen abgeschlossenen Vereinbarungen.

Artikel 9

Meinungsverschiedenheiten über die Anwen-
dung oder Auslegung dieses Abkommens werden
durch Verhandlungen zwischen den Vertragspar-
teien oder auf eine andere zwischen ihnen verein-
barte Methode der friedlichen Streitbeilegung bei-
gelegt.

Artikel 10

(1) Dieses Abkommen tritt mit dem ersten Tag
des Monats, der auf den Monat folgt, in dem die
Vertragsparteien einander mitteilen, daß die inner-
staatlichen Erfordernisse für sein Inkrafttreten
erfüllt sind, in Kraft.

(2) Dieses Abkommen behält bis zur vollständi-
gen Erfüllung der sich aus ihm ergebenden Ver-
pflichtungen Gültigkeit.

Zu Urkund dessen haben die hiezu gehörig
bevollmächtigten Unterfertigten dieses Abkommen
unterschrieben.

Geschehen zu Moskau, am 11. Oktober 1988, in
zwei Urschriften in deutscher und russischer Spra-
che, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbind-
lich ist.

Für die Republik Österreich:

Vranitzky

Für die Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken:

Ryschkow

Die Mitteilungen gemäß Art. 10 Abs. 1 des Abkommens wurden am 20. bzw. 22. Februar 1989 abge-
geben; das Abkommen tritt daher gemäß seinem Art. 10 Abs. 1 mit 1. März 1989 in Kraft.

Vranitzky
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